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LokalAnzeiger-Serie: Kreuz-Rad-Löwe – unser Land wird 75 Jahre alt (Teil 12)

Die Vorläufige Landesregierung
-von Joachim Hennig-

REGION. Vor 75 Jahren,
Ende November/Anfang
Dezember 1946, war man
mit der Entstehung unse-
res Landes schon recht
weit gekommen. Der
„Fahrplan“ der Franzosen
zur Schaffung eines „rhein-
pfälzischen Landes“ war
zeitgenau eingehalten: Die
„Gemischte Kommission“
war am 12. September
1946 zu ihrer ersten Sit-
zung zusammengekom-
men, am 21. September
nahm ihr wichtiger Ver-
fassungsausschuss seine
Arbeit auf, am 15. Sep-
tember und am 13. Okto-
ber fanden die ersten
Kommunalwahlen statt,
Ende Oktober erstattete
der Verfassungsaus-
schuss der französischen
Militärregierung Bericht
über seine Arbeiten und
legte der Gemischten
Kommission seinen Ent-
wurf vor und am 22. No-
vember 1946 trat die Be-
ratende Landesversamm-
lung zusammen.

Auf dem Weg bis dahin gab
es aber auch – was nicht
unerwähnt bleiben soll – die
eine oder andere „Un-
wucht“. Die eine war, dass
der vom Verfassungsaus-
schuss der Gemischten
Kommission Ende Oktober
1946 überreichte Verfas-
sungsentwurf von dieser
erst am 28. November 1946
zur Kenntnis genommen
und dann der Beratenden

Landesversammlung wei-
tergeleitet wurde. Hinter-
grund für diese Verzöge-
rung war offenbar, dass sich
die Franzosen intensiv mit
dem Entwurf beschäftigten
– aber keine Änderungen
vornahmen. Und zum an-
deren hatte es eine verwal-
tungsmäßige Umorganisa-
tion gegeben. Schon am 8.
Oktober 1946 war der Re-
gierungsbezirk Rheinhes-
sen aus dem Oberregie-
rungspräsidium Hessen-
Pfalz ausgegliedert und
dem Oberpräsidium Rhein-
land-Hessen-Nassau zuge-
ordnet worden. Hintergrund
dafür war der Wille der fran-
zösischen Militärregierung,
der Pfalz den Sonderstatus
einer eigenen Provinz zu er-
halten – mit eigenem Pro-
vinziallandtag und eigener
Provinzialregierung. Das
setzte voraus, dass die Pfalz
auch künftig als eigenstän-
diger Bezirk den anderen
Verwaltungseinheiten (mit
anderer Verwaltungstraditi-
on) gegenüberstand.
Diese Umständewaren aber
Ende November/Anfang
Dezember 1946 – erst ein-
mal – erledigt und man
konnte sich der Bildung der
Vorläufigen Landesregie-
rung zuwenden. Die Zeit
drängte, denn als Datum
war in dem Fahrplan der
Verfügung vom 30. August
1946 der 30. November
1946 festgelegt. Deshalb
begannen die Sondie-
rungsgespräche dafür be-
reits beim ersten Zusam-
mentritt der Beratenden

Landesversammlung am22.
November 1946 in Koblenz.
Nicht weit vom Tagungsort
im Stadttheater trafen sich
im Koblenzer Schloss der
französische Generalgou-
verneur Claude Hettier de
Boislambert und Vertreter
der Parteien. Schon bei den
ersten Gesprächen wurde
klar, dass die Franzosen
keine Zusammensetzung
der Regierung nach den
Mehrheitsverhältnissen
wünschten. Die Regierung
sollte nicht ausschließlich
von Mitgliedern der CDP/
CDU, die die absolute
Mehrheit in der Beratenden
Landesversammlung inne-

hatte, gebildet werden. Viel-
mehr war eine Koalitions-
regierung angestrebt, die
nach dem Vorbild des da-
maligen französischen „tri-
partisme“ von Christdemo-
kraten, Sozialisten/Sozial-
demokraten und Kommu-
nisten bestehen sollte.
In weiteren Verhandlungs-
runden am Amtssitz der
französischen Militärregie-
rung in Bad Ems beriet man
eingehend über die ver-
schiedenen Kandidatenlis-
ten. Dabei gab es zahlrei-
che Kontroversen: Manche
Kandidaten waren für die
französische Besatzungs-
macht nicht akzeptabel. An-

dere waren zwischen
Christdemokraten und So-
zialdemokraten umstritten.
Wieder andere hatten kei-
nen richtigen oder sogar
gar keinen Rückhalt in ihren
regionalen Parteigliederun-
gen. Schließlich verständig-
te man sich am 29. Novem-
ber 1946 auf die Kabinetts-
liste. Erster Ministerpräsi-
dent des neuen Landes
sollte der bisherige Ober-
präsident der Provinz
Rheinland/Hessen-Nassau
Dr. Wilhelm Boden (CDP/
CDU, 1890 – 1961) werden.
Außer ihm stellten die
Christdemokraten noch fünf
Minister: Der Koblenzer Jo-

hann Junglas (1898 – 1963),
Schwager von Peter Alt-
meier, wurde Gesundheits-
und Wohlfahrtsminister, ein
weiterer Koblenzer, der
Rechtsanwalt und „Vater der
Landesverfassung“ Dr. Adolf
Süsterhenn (1905 – 1974),
wurde Justizminister, der
pfälzische Winzer Oskar
Stübinger (1910 – 1988)
wurde Ernährungs- und
Landwirtschaftsminister, der
Pfälzer Hanns Haberer
(1890 – 1967) Wirtschafts-
und Finanzminister, der
Rheinhesse Ernst Albert
Lotz (1887 – 1948) Minister
für Unterricht und Kultus.
Die SPD konnte zwei Mi-
nister stellen: den Regie-
rungspräsidenten von
Rheinhessen Jakob Steffan
(1888 – 1957) als Innenmi-
nister und stellvertretenden
Ministerpräsidenten sowie
den langjährigen Parla-
mentarier und Gewerk-
schafter Paul Röhle (1885 –

1958) aus Koblenz als Ar-
beitsminister. Einziger Mi-
nister der KPD war der Pfäl-
zer Willy Feller (1905 –
1979).
Die meisten von ihnen ge-
hörten schon der Beraten-
den Landesversammlung
an. Steffan und Feller waren
entschiedene Gegner des
Nationalsozialismus gewe-
sen. Steffan kam 1933 des
Öfteren in Polizei- und
Strafhaft, von 1936 bis 1940
war er in „Schutzhaft“ im
Konzentrationslager Da-
chau. Feller war ab 1933
wiederholt inhaftiert, ver-
büßte eine Strafe wegen
Vorbereitung zum Hoch-
verrat und war in „Schutz-
haft“ im Konzentrationsla-
ger. „Zur Bewährung“ kam
er als Soldat ins Strafbatail-
lon 999 und zur Organisati-
on Todt. Nach der Befrei-
ung wurde er Chefredak-
teur der kommunistischen
Zeitung „Neues Leben“.

Nur wenige Tage später als
nach dem „Fahrplan“ der
Ordonnance No 57 vorge-
sehen, am 2. Dezember
1946, wurden Ministerprä-
sident Dr. Wilhelm Boden
und die Mitglieder seines
Kabinetts ernannt. Damit
war das rheinland-pfälzi-
sche Land de facto und
nach Besatzungsrecht als
Staat etabliert. Das neue
Gebilde hatte alle drei „Es-
sentials“ für die Annahme
eines Staates: ein Staats-
gebiet, ein Staatsvolk und
Staatsorgane (die Beraten-
de Landesversammlung
und die Vorläufige Landes-
regierung). Diese Organe
waren zwar nicht (unmittel-
bar) vom Volk gewählt, wa-
ren Provisorien und hatten
einen eingeschränkten Auf-
trag und entsprechende
Befugnisse, aber gleich-
wohl handelten sie für das
rheinland-pfälzische Volk
und für den neuen Staat.

Der Oberpräsident der Provinz Rheinland-Hessen-Nassau und Ministerpräsident der
Vorläufigen Landesregierung Dr. Wilhelm Boden (rechts), links neben ihm der fran-
zösische Generalgouverneur Claude Hettier de Boislambert (bei der Amtseinführung
Peter Altmeiers, links daneben, als Regierungspräsident des Regierungsbezirks Mon-
tabaur am 24. Mai 1946 im Schloss in Montabaur).

Quelle: Förderverein Mahnmal Koblenz/Landeshauptarchiv Koblenz

3G-Regel im Rathaus in Vallendar
VALLENDAR. Um dem ak-
tuellen Infektionsgesche-
hen gerecht zu werden,
gilt für Besucher und ex-
terne Dienstleister des Rat-
hauses der Verbandsge-
meinde Vallendar die 3G-
Regel.
Für die Kontrolle am Ein-
gang wird ein 3G-Nach-

weis und ein amtlich aus-
gestellter Lichtbildausweis
benötigt. Somit kann von
Besuchern, die nicht ge-
impft, genesen oder ge-
testet sind, kein Termin
im Rathaus wahrgenom-
men werden. Mit Aus-
nahme von Kindern bis
zwölf Jahren, diese gel-

ten als geimpft oder ge-
nesen, auch ohne ent-
sprechenden Nachweis.
Nicht geimpfte oder ge-
nesene Besucher benöti-
gen einen zertifizierten
Testnachweis. Selbsttes-
tungen sind auch nicht un-
ter Aufsicht einer Kont-
rollperson gestattet. -red-

Absage
KOBLENZ. Der Senioren-
beirat hat die für den 16. De-
zember (15 Uhr) im JuBüZ
auf der Karthause geplante
Vortragsveranstaltung über
die Wohnraumversorgung
in der Stadt Koblenz wegen
der neuerlich verschärften
Coronabeschränkungen
abgesagt. -red-


